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M 26.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Besetzung der

Subaltern - und Unterbeamtenstellen bei den Kmnmunalbehör-
den u. s. w. mit Militairanwärtern.

Oldenburg, den 17. März 1900-

Nachdem die für die Besetzung der Subaltern- und
Unterbeamtenstellen bei den Kommuualbehördeuu. s. w. zu
befolgenden Grundsätze im Bundesrath beschlossen sind,
macht das Staatsministerium diese Grundsätze nebst den
Erläuterungen des Bundesraths nachstehend bekannt und
erläßt dazu für das Großherzogthum die nachfolgenden
Ansführnngsbestimmungen:

8- i.
Als Anstellnngsbehörden haben zu gelten:

1. für die Landesversicherungsanstalt Oldenburg deren
Vorstand;

2. für die Kommunen und Kommnnalverbändederen
Vorstand; ,
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3 . für die im § . 1 der „ Grundsätze " genannten Insti¬
tute , soweit sie nicht als Kommunalanstalten unter
Ziffer 2 fallen » deren Vorstand.

8- 2.
staatliche Aufsichtsbehörde ist:

zu Ziffer 1 des Z. 1 : das Staatsministerium , Departe¬
ment des Innern;

zu Ziffer 2 des Z. 1 : die nach den allgemeinen Gesetzen
dem Vorstande zunächst Vorgesetzte staatliche Behörde;

zu Ziffer 3 des Z. 1 : in den Fürstenthümern Lübeck und
Birkenfeld die Regierung , im Herzogthum Oldenburg
das Amt bezw . der Stadtmagistrat I . Klasse , in dessen
Bezirk der Sitz der Verwaltung des Instituts ist.

Landes - Centralbehörde (Z. 18 der „ Grundsätze ") ist
das Staatsministerium.

8 - 3.

Die Verzeichnisse der den Militairanwürtern vorbehal¬
tenen Stellen sind von den Anstellungsbehörden aufzu¬
stellen und bei den staatlichen Aufsichtsbehörden zur Ge¬
nehmigung einznreichen . Die Aufsichtsbehörden haben diese
Verzeichnisse nach erfolgter Prüfung und Genehmigung dem
Staatsministerium vorznlegen.

Die Verzeichnisse sind den Militairbehörden ans Wunsch
mitzutheilen.

8- 4.
Die Anstellnngsbehörden haben , unbeschadet der Vor¬

schrift in Z. 17 der „ Grundsätze " bis Ende Januar jeden
Jahres ein Verzeichniß der während des vorhergegangenen
Kalenderjahres erledigten und besetzten , den Militairanwür-
tcrn ganz oder theilweise vorbehaltenen Stellen — eintre-
tcuden Falls eine Fehlanzeige — bei der Aufsichtsbehörde
einzureichen.
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8. 5. .

Als Vermittelungsbehörde (Z. 12 und H. 17 der
„Grundsätze") ist für das Fürstenthum Birkenfeld das Kö¬
nigliche Bezirkscommando Coblenz, für das übrige Staats¬
gebiet das Königliche Bezirkscommando Hildesheim be¬
stimmt worden.

Oldenburg, den 17. März 1900.
Staatsministerium.

Jansen.

M ünzebrv ck.

Grundsatz
betreffend

die Besetzung der Subaltern- und Unterbeamtenstellen
bei den Kommnnalbehörden rc. mit Militäranwärtern.

8- i.
Die Subaltern - und Unterbeamtenstellen bei den Kom¬

munen nnd Kommnnalverbänden, bei den Jnvaliditäts - nnd
Altcrsversicherungsanstaltensowie bei ständischen oder sol¬
chen Instituten , welche ganz oder zum Theil aus Mitteln
des Reichs, des Staates oder der Genieinden unterhalten
werden — ausschließlich des Forstdienstes —, sind unbe¬
schadet der in den einzelnen Bundesstaaten bezüglich der
Versorgung der Militüranwärter im Civildienst erlassenen
weitergehenden Vorschriften gemäß den nachstehenden Grund¬
sätzen vorzugsweise mit Militäranwürtern zu besetzen.

Militäranwärter im Sinne dieser Grundsätze ist jeder
Inhaber des Civilversorgungsscheins nach Anlage 71. der
Grundsätze für die Besetzung der Subaltern - und Unter-
beamtenstellcn bei den Reichs- und Staatsbehörden mit

1 *
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Militäranwärtern vom 7 ., 21 . März 1882 (Central -Blatt
für das Deutsche Reich S . 123 ) .

Die Anstellungsberechtigung eines Militäranwärters
beschränkt sich auf denjenigen Bundesstaat , dessen Staats¬
angehörigkeit er seit zwei Jahren besitzt . Jnvaliditäts - und
Altersversichernngsanstalten sowie ständische Institute rc . ,
dereu Wirksamkeit sich auf mehrere Bundesstaaten erstreckt,
sind zur Anstellung nur solcher Militäranwürter verpflichtet,
welche in einem dieser Staaten die Staatsangehörigkeit be¬
sitzen.

8- 2 .

Die Subaltern - und Unterbeamtenstellcn in denjenigen
Kommunen und Kommunalverbäuden , welche weniger als
3000 Einwohner haben , unterliegen den nachstehenden
Grundsätzen nicht . Den Landesregierungen bleibt Vorbe¬
halten , diese Bestimmung auf Landgemeinden und länd¬
liche Gemeindeverbände mit weniger als 3000 Einwohnern
zu beschränken.

8 - 3.

Ausschließlich mit Militäranwärtern sind zu besetzen,
sofern die Besoldung der Stellen einschließlich der Neben¬
bezüge mindestens 600 Mark beträgt:

1 . die Stellen im Kanzleidienst , einschließlich derjenigen
der Lohnschreiber , soweit deren Inhabern die Be¬
sorgung des Schreibwerkes (Abschreiben , Mundiren,
Kollationiren rc .) und der damit zusammenhängenden
Dienstverrichtungen obliegt,

2 . sämmtliche Stellen , deren Obliegenheiten im Wesent¬
lichen in mechanischen Dienstleistungen bestehen und
keine technischen Kenntnisse erfordern.

Die Landesregierungen sind befugt , de» Antheil der
Militäranwärter an den Stellen unter Ziffer 1 auf die

Hälfte , an den Stellen unter Ziffer 2 auf zwei Drittel zu



begrenzen , falls die Eigenart der Landesverhältnisse oder

der dienstlichen Anforderungen oder die Organisation der

einzelnen Verwaltungen den ausschließlichen Vorbehalt un-

thunlich macht.

s - 4.

Mindestens zur Hälfte mit Militüranwärtern sind zu

besetzen die Stellen der Subalternbeamten im Büreaudienste

(Journal - , Registratur - , Expeditions - , Kalkulator - , Kassen¬

dienst u . dergl .) , jedoch mit Ausnahme

1 . derjenigen Stellen , für welche eine besondere wissen¬

schaftliche oder technische Vorbildung erfordert wird,

2 . der Stellen derjenigen Kassenvorsteher , welche eigene

Rechnung zu legen haben , sowie derjenigen Kassen¬

beamten , welche Kassengelder einzunehmen , zu ver¬

wahren oder auszugeben haben , und ferner der¬

jenigen Beamten , welchen die selbständige Kontrole

des Kassen - und Rechnungswesens obliegt,

3 . der Stellen der Büreauvorsteher bei den Jnvalidi-

täts - und Altersversicherungsanstalten und bei der

Verwaltung von Städten mit mehr als 40 000 Ein¬

wohnern,
4 . der Stellen der Snbalternbeamten , welche bei Be¬

hörden , denen nach landesgesetzlicher Vorschrift Ver¬

richtungen des Vormundschaftsgerichts , des Nachlaß¬

gerichts oder des Grundbuchamts obliegen , in diesen

Dienstzweigen als Büreaubeamte beschäftigt werden,

oder welche nach landesgesetzlicher Vorschrift als

kommunale Hülfsbeamte staatlicher Grundbuchämter

bestellt sind . .

8 - 5.

In welchem Umfange die nicht unter die W . 3 und 4

fallenden Subaltern - und Unterbeamtenstellen mit Militär¬

anwärtern zu besetzen sind , ist unter Berücksichtigung der



176

Anforderungen des Dienstes zu bestimmen . In Zweifels-
fälleu ist unter sinngemäßer Zugrnndelegnng der für die
Reichs - und Staatsbehörden jeweilig geltenden Verzeichnisse
der den Militüranwärteru vorbehalteneu Stellen Entschei¬
dung zu treffen.

8- 6.
Insoweit in Ausführung der W . 4 und 5 einzelne

Klassen von Subaltern - und Unterbeamtenstellen den Mili-
türanwärtern nicht mindestens zur Hälfte Vorbehalten wer¬
den können , hat nach Möglichkeit ein Ausgleich in der Weise
stattzusinden , daß andere derartige Stellen innerhalb der¬
selben Verwaltung in entsprechender Zahl und Besoldung
Vorbehalten werden.

Enthält eine Klasse nur eine Stelle , und ist diese unter
Berücksichtigung der Anforderungen des Dienstes zur Be¬
setzung mit einem Militäranwärter geeignet , so braucht sie
nur abwechselnd mit Militäranwärtcrn besetzt zu werden.

8 - 7.

lieber die gegenwärtig vorhandenen , den Militäran¬
wärtern vorbehaltcnen Stellen werden nach Beamtenklassen
(Z. 6) geordnete Verzeichnisse angelegt.

Gleichartige Stellen , welche in Zukunft errichtet wer¬
den , sind in die Verzeichnisse aufzunehmcn.

8- 8.
Die den Militäranwärtcrn vorbehaltenen Stellen kön¬

nen auch verliehen werden:

1 . Inhabern des Civilversorgungsscheins nach An¬
lage 1 , L und 0 der Grundsätze für die Be¬
setzung der Subaltern - und Unterbeamtenstellen bei
den Reichs - und Staatsbehörden mit Militäranwär¬
tern (Central -Blatt für das Deutsche Reich 1882
S . 123 und 1895 S . 17 ) ;



2 . Offizieren und Deckoffizieren , welchen beim Aus¬

scheiden aus dem aktiven Dienste die Aussicht auf

Anstellung im Civildienste verliehen worden ist;

3 . ehemaligen Militäranwärtern , welche sich in einer

auf Grund ihrer Versorgungsausprüche erworbenen

etntsmäßigeu Anstellung befinden oder in Folge ein¬

getretener Dienstnnfühigkeit in den Ruhestand ver¬

setzt worden find;
4 . ehemaligen Militärpersonen , welchen der Civilver-

sorgungsschein lediglich um deswillen versagt worden

ist , weil sie sich nicht fortgesetzt gut geführt haben,

und welchen gemäß einer von der zuständigen Mili¬

tärbehörde ihnen später ertheilten Bescheinigung eine

den Militäranwärtern im Reichs - oder Staatsdienste

vorbehaltene Stelle übertragen werden darf;

5 . solchen Beamten und Bediensteten der betreffenden

Verwaltung , welche für ihren Dienst unbrauchbar

oder entbehrlich geworden sind und einstweilig oder

dauernd in den Ruhestand versetzt oder entlassen

werden müßten , wenn ihnen nicht eine den Militär¬

anwärtern vorbehaltene Stelle verliehen würde ; des¬

gleichen solchen Beamten , welche in den Ruhestand

versetzt worden find , aber dienstlich wieder verwendet

werden können;

6 . sonstigen Personen , denen die Berechtigung zu einer

Anstellung auf dem im ß . 10 Ziffer 7 der Grund¬

sätze für die Besetzung der Subaltern - und Unter¬

beamtenstellen bei den Reichs - und Staatsbehörden

mit Militäranwärtern (Anlage 1) vorgesehenen Wege

ausnahmsweise verliehen worden ist.

8 - 9.

Stellen , welche den Militäranwärtern nur theilweise

(zur Hälfte , zu einem Drittheil u . s. w .) Vorbehalten sind,

werden bei eintretender Erledigung in einer dem Antheils-



verhältniß entsprechenden Reihenfolge mit Militäranwärtern
oder Civilpersoncn besetzt, und zwar ohne Rücksicht auf die
Zahl der zur Zeit der Besetzung thatsächlich mit Militär¬
anwärtern und Civilpersonen besetzten Stellen.

Wird die Reihenfolge auf Grund des K. 8 unter¬
brochen oder wird in Folge des K. 8 Ziffer 5 eine aus¬
schließlich mit Militäranwärtern zu besetzende Stelle mit
einem Bediensteten der Verwaltung besetzt, so ist bei sich
bietender Gelegenheit eine Ausgleichung herbeizuführen.
Dabei sind Personen, deren Anstellung auf Grund des
8- 8 Ziffer 5 und 6 erfolgt, als Civilpersonen, Personen,
deren Anstellung auf Grund des Z. 8 Ziffer 1 bis 4 er¬
folgt, als Militäranwärter in Anrechnung zu bringen.

8- 10.

Die Militäranwärter haben sich um die von ihnen
begehrten Stellen bei den Anstellungsbehörden zu bewerben.

Die Bewerbungen haben zu erfolgen:
u) seitens der noch im aktiven Militärdienste befind¬

lichen Militäranwärter durch Vermittelung der Vor¬
gesetzten Militärbehörde;

d) seitens der übrigen Militäranwärter entweder un¬
mittelbar oder durch Vermittelung des heimathlichen
Bezirkskommandos, welches jede eingehende Bewer¬
bung sofort der zuständigen Anstellungsbehörde mit¬
theilt.

Militäranwärter find zu Bewerbungen vor oder nach
dem Eintritte der Stellenerledigung insvlange berechtigt,
bis sie eine etatsmäßige Stelle erlangt und angetreten ha¬
ben, mit welcher Anspruch oder Aussicht auf Ruhegehalt
oder dauernde Unterstützung verbunden ist. Bewerbungen
um Stellen , welche nur im Wege des Aufrückens zu er¬
langen sind, werden jedoch hierdurch nicht ausgeschlossen.



lieber die Bewerbungen um noch nicht erledigte Stellen
haben die Kommunal- rc. Behörden Verzeichnisse nach An¬
lage 2 anzulegen, in welche die Stellenanwärter nach dem
Datum des Einganges der ersten Meldung eingetragen wer¬
den. War die Befähigung noch durch eine Prüfung (Vor¬
prüfung) nachznweifen, so kann die Eintragung auch nach
dem Tage des Bestehens der Prüfung erfolgen.

Bei der Besetzung erledigter Stellen sind unter sonst
gleichen Verhältnissen Unteroffiziere, welche mindestens acht
Jahre im Heere oder in der Marine aktiv gedient haben,
in erster Linie zu berücksichtigen.

Bewerbungen um noch nicht freigewordene Stellen sind
alljährlich zum 1. December zu erneuern, widrigenfalls die¬
selben als erloschen gelten.

8- 12.
Stellen, welche mit Militäranwärtern zu besetzen sind,

müssen im Falle der Erledigung, wenn keine Bewerbungen
von Militäranwärtern für dieselben vorliegen, seitens der
Anstellungsbehördc der zuständigen Vermittelungsbehörde
behufs der Bekanntmachung mittelst Einreichung einer nach
dem Muster der Anlage 4 aufzustellenden Nachweisung be¬
zeichnet werden.

Ist innerhalb vier Wochen nach der Bekanntmachung
eine Bewerbung bei der Anstellungsbehörde nicht einge¬
gangen, so hat dieselbe in der Stellenbesetzung freie Hand.

8- 13.
Die den Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen dür¬

fen, außer in dem Falle des §. 8 , mit anderen Personen
nicht besetzt werden, sofern sich Militäranwärter finden,
welche zur Uebernahme der Stellen befähigt und bereit sind.
Es macht dabei keinen Unterschied, ob die Stellen dauernd
oder nur zeitweise bestehen, ob mit denselben ein etats-
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mäßiges Gehalt oder nur eine diätarische oder andere Re¬
muneration verbunden ist, ob die Anstellung auf Lebenszeit,
auf Kündigung oder auf Widerruf geschieht.

Zu vorübergehender Beschäftigung können jedoch auch
Nichtversorgungsberechtigte angenommen werden.

In Ansehung derjenigen dienstlichen Verrichtungen, für
welche wegen ihres geringen, die volle Zeit und Thätigkeit
eines Beamten nicht in Anspruch nehmenden Umfanges und
der Geringfügigkeit der damit verbundenen Remuneration
besondere Beamte nicht angenommen, welche vielmehr an
Privatpersonen, an andere Beamte als Nebenbeschäftigung
oder an verabschiedete Beamte übertragen zu werden pfle¬
gen, behält es hierbei sein Bewenden.

8- 14.
Die Anstellungsbchörden haben darin freie Hand,

welche ihrer Subaltern - und Uutcrbeamten sie in höhere
vder besser besoldete Stellen aufrücken lassen wollen.

Ebenso sind die Behörden in der Versetzung eines be¬
soldeten Subaltern - oder Unterbeamten auf eine andere mit
Militäranwärtern zu besetzende besoldete Subaltern - oder
Unterbeamtenstelle nicht beschränkt. Wäre die auf solche
Weise mit einer Civilperson besetzte Stelle mit einein Mili¬
täranwärter zu besetzen gewesen, so ist bei sich bietender
Gelegenheit eine Ausgleichung herbeizuführeu.

Es ist darauf Bedacht zu nehmen, daß den aus den
Militäranwärtern hervorgegangenen Beamten, soweit es mit
den Interessen des Dienstes vereinbar ist , Gelegenheit ge¬
geben werde, die für das Aufrücken in höhere Dienststellen
erforderliche Befähigung zu erwerben.

8- 15 .
Die Anstellungsbchörden sind zur Berücksichtigung von

Bewerbungen nur dann verpflichtet, wenn die Bewerber
eine genügende Befähigung für die fragliche Stelle be-
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ziehnng -weise den fraglichen Dienstzweig Nachweise » und in

körperlicher sowie sittlicher Beziehung dafür geeignet sind.

Sind für gewisse Dienststellen oder für gewisse Gattungen

von Dienststellen besondere Prüfungen (Vorprüfungen ) vor-

geschrieben , so hat der Militüranwärter auch diese Prüfungen

abzulegen . Auch kann , wenn die Eigenthümlichkeit des

Dienstzweigs dies erheischt , die Zulassung zu dieser Prüfung
oder die Annahme der Bewerbung überhaupt von einer vor-

gängigen informatorischen Beschäftigung in dem betreffenden

Dienstzweig abhängig gemacht werden , welche in der Regel

nicht über drei Monate anszudehnen ist . Ueber die Zu¬

lässigkeit einer informatorischen Beschäftigung entscheidet in

Zweifels  fällen die staatliche Aufsichtsbehörde.
Die Anstellung eines einberufenen Militäranwärters

kann  zunächst auf Probe erfolgen oder von einer Probe

dienstleistung abhängig gemacht werden . Die Probezeit darf

vorbehaltlich der Abkürzung bei früher nachgewiesener Be¬

fähigung in der Regel höchstens sechs Monate , für den

Dienst der Straßen - und Wasserbauverwaltung , mit Aus¬

schluß der im Z. 3 bezeichneten Stellen , ein Jahr betragen.

Handelt es sich um Anstellungen im Vüreau - insbesondere

Kassendienste , so kann  die Probezeit mit Genehmigung der

staatlichen Aufsichtsbehörde unter Zustimmung der zuständigen

Militärbehörde ausnahmsweise bis auf die Dauer eines

Jahres verlängert werden . Während der Anstellung auf

Probe ist dem Anwärter das volle Stelleueinkommen,
während der Probedienstleistung eine fortlaufende Remune¬

ration von nicht wenigen als Dreiviertheil des Stellenein¬

kommens zu gewähren.
Einberufungen zur Probedienstleistung dürfen nur er¬

folgen , insoweit Stellen (K. 13 Abs . 1) offen sind ; eine

Entlassung Einberufener wegen mangelnder Vakanz kann

daher nicht stattfinden.
Spätestens bei Beendigung der Probezeit hat die Au-

stellungsbehörde darüber Beschluß zu fassen , ob der Stellen-



anwärter in seiner Stelle zu bestätigen beziehungsweise in
den Civildienst zu übernehmen oder wieder zu entlassen ist.

Die Art der Anstellung , namentlich auf Probezeit,
Kündigung , Widerruf rc . regelt sich nach den landesrecht¬
lichen Bestimmungen.

Nach erfolgter etatsmäßiger Anstellung wird der Civil-
versorgnngsschein zu den Akten genommen.

8 - 16.

Welche Subaltern - und Uuterbeamtenstellen und ge¬
gebenenfalls in welcher Anzahl dieselben gemäß den vor¬
stehenden Grundsätzen den Militäranwärtern vorzubehalten
sind , haben die Anstellungsbehörden festzustellen . Die auf¬
gestellten Verzeichnisse sind der staatlichen Aufsichtsbehörde
zur Genehmigung Vvrzulegen . Stellen , wegen deren eine
solche Feststellung noch nicht stattgefunden hat , dürfen , in¬
sofern nicht Militäranwärter zur Anstellung gelangen oder
das in diesen Grundsätzen bezüglich der Besetzung der
Stellen mit Militäranwärtern vorgeschriebene Verfahren er¬
ledigt ist , nach dem 1. Oktober 1900 nur widerruflich be¬
setzt werden . Die Anstellungsverhältnisse der Inhaber von
solchen Stellen , welche gemäß den vorstehenden Grundsätzen
den Militäranwärtern vorzubehalten , dagegen ohne Ver¬
letzung der bisherigen Bestimmungen an nicht Versorgungs-
bercchtigte übertragen worden sind , bleiben hierdurch unbe¬
rührt . Gleichfalls unberührt bleiben bereits erworbene
Ansprüche von Militäranwärtern.

8 - 17.

Von der Besetzung der den Militäranwärtern vorbe¬
haltenen Stellen haben die Anstcllungsbehörden am Schlüsse
des Quartals den Vermittelungsbehörden ihres Bezirkes
durch Zusendung einer Nachweisung nach dem Muster der
Anlage 5 Mittheilung zu machen.
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Die Vermittelungsbehörden veranlassen eine entsprechende
Bekanntmachung in der Vakanzenliste.

8- 18.
Die Landes-Zentralbehörden haben darüber zu Wachen,

daß bei der Besetzung der den Militäranwärtern bei den
Kommunalbehörden rc. vorbehaltenen Stellen nach den vor¬
stehenden Grundsätzen verfahren wird.

Auf Beschwerden der Militäranwärter entscheiden die
staatlichen Aufsichtsbehörden.

8- 19.

Die M. 25 bis 29 der Grundsätze für die Besetzung
der Subaltern - und 'Unterbeamtenstellen bei den Reichs¬
und Staatsbehörden mit Militäranwärtern *) finden sinn¬
gemäße Anwendung.

8- 20.
Ansprüche, welche schon bei dem Inkrafttreten dieser

Grundsätze erworben waren , werden durch dieselben nicht
berührt.

8- 21 .

Die vorstehenden Grundsätze treten am 1. April 1900
in Kraft.

Anlage L
(zu 8Z. 8 und 19).

Die Grundsätze für die Besetzung der Subaltern - und
Unterbeamtenstellen bei den Reichs- und Staatsbehörden
mit Militüranwärtern lauten in den hier in Betracht
kommenden Stellen:

*) In Anlage 1 abgedrnckt.
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ß. 10.

Auch können die den Militäranwärtern varbehaltenen
Stellen verliehen werden:

1. bis 6. rc.
7. sonstigen Personen , welchen, sofern es sich um den

Reichsdienst oder den Dienst der Landesverwaltnng
von Elsaß - Lothringen handelt, durch Erlaß des
Kaisers, in anderen Fällen durch Erlaß des Landes¬
herrn beziehungsweise Senats , ausnahmsweise die
Berechtigung zu einer Anstellung verliehen worden
ist. Dergleichen Verleihungen sollen jedoch nur für
eine bestimmte Stelle oder für einen bestimmten
Dienstzweig und auch nur dann beantragt werden,
wenn ein besonderes dienstliches Interesse dafür
geltend zu machen ist. Die Anträge sind, wenn die
Anstellung im Reichsdienst oder im Dienste der
Landesverwaltnng von Elsaß - Lothringen erfolgen
soll, unter Mitwirkung des Königlich preußischen
Kriegsministeriums, wenn die Anstellung im Dienste
eines Bundesstaats mit eigener Militärverwaltung
oder in der Militärverwaltung desselben erfolgen
soll, unter Mitwirkung des zuständigen Kriegs¬
ministeriums zu stellen. In den übrigen Bundes¬
staaten hat den Anträgen eine Mitthcilnng an die
oberste Militärbehörde desjenigen Ersatzbezirkcs, inner¬
halb welches die Stelle besetzt werden soll, voran¬
zugehen. Auch ist dieser Militärbehörde von den
ergehenden Entscheidungen sowie von etwaigen ohne
Antrag erfolgten Verleihungen der Anstellungsbe¬
rechtigung Kcnntniß zu geben.

8- 25.

Im Falle der Eröffnung einer gerichtlichen Untersuchung
gegen einen Militärauwürter ist der Civilversorgungsscheiu
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zu den Untersnchungsakten eiuzuforderu . Führt die Unter-
snchung zu einem rechtskräftigen Erkenntnisse , welches auf

die zeitige Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter

oder auf eine Strafe lautet , welche die dauernde oder zeitige

Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter von Rechts¬

wegen zur Folge hat , so ist der Civilversorgungsschein unter

Mittheilnng der Urtheilsformel derjenigen Militärbehörde

zu übersenden , welche den Schein ertheilt hat (Z. 1) .

Anderenfalls ist der Civilversorgungsschein derjenigen Be¬

hörde zu übersenden , bei welcher der Militäranwärter an¬

gestellt oder beschäftigt ist , Militäranwärtern aber , welche

im Civildienste noch nicht angestellt oder beschäftigt sind,

zurückzugeben.
8 - 26.

Der Civilversorgungsschein ist verwirkt , wenn gegen

den Inhaber rechtskräftig auf eine Strafe erkannt worden

ist , welche die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung öffent¬

licher Aemter von Rechtswegen zur Folge hat.
Lautet das rechtskräftige Erkenntniß nur auf zeitige

Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter oder auf

eine Strafe , welche die zeitige Unfähigkeit zur Bekleidung

öffentlicher Aemter zur Folge hat , so wird der Civilver¬

sorgungsschein nach Ablauf der Zeit , auf welche sich die

Wirkung des Erkenntnisses erstreckt , zurückgegeben , zuvor

jedoch von der Militärbehörde (Z. 2b ) mit einem , den

wesentlichen Inhalt des Erkenntnisses wiedergebenden Ver¬

merke versehen . Die Anstellung des Inhabers in einer den

Militüranwürtern vorbehaltenen Stelle ist lediglich dem

freien Ermessen der betheiligten Behörden überlassen.

8 - 27.

Erfolgt das Ausscheiden aus der Stelle unfreiwillig
aus anderen als den im Z. 26 bezeichneten Gründen , so

sind dieselben in dem Civilversorgungsscheine zu vermerken,

bevor dessen Rückgabe erfolgt.
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Hat die unfreiwillige Entlassung eines Militäranwarters
in Folge einer den Mangel an ehrliebender Gesinnung ver-
rathenden Handlung oder wegen fortgesetzt schlechter Dienst¬
führung stattgefunden , so sind die Behörden zur Berück¬
sichtigung des Anstellungsgesuchs nicht verpflichtet.

8 - 28.

Erfolgt das Ausscheiden aus der Stelle freiwillig , aber
ohne Pension , so ist dies gleichfalls in dem Civilversorgungs-
scheine zu vermerken , bevor dessen Rückgabe erfolgt.

8 - 29.

Der Civilversorgungsschein erlischt , sobald sein Inhaber
aus dem Civildienste mit Pension (Z. 13 ) in den Ruhestand
tritt . Eine Rückgabe des Civilversorgungsscheins findet in
diesem Falle nicht statt.
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Anlage 2
(zuZ, ii ).

(Behörde.)

Liste
der

Anwärter für die Anstellung im (Büreaudienste des Magistrats der Stadt Potsdam).

Anmerkungen.
1. Für jeden Dienstzweig ist eine besondere Liste zu führen.
2. Die Listen sind in folgende Abschnitte einzutheilen:

I. Abschnitt. Unteroffiziere, welche mindestens acht Jahre in dem Heere oder in der Marine aktiv gedient haben.
II . Abschnitt. Unteroffiziere, welche weniger als acht Jahre in dem Heere oder in der Marine aktiv gedient

haben, sowie die Gemeinen.
3. Es bleibt den Behörden unbenommen, noch weitere Eintragungen in den Listen vorznnehmen, wenn dies für noth-

wendig gehalten wird.
2
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8
«
rr

Datum

des Einganges der
Meldung

Beim Militär

erdiente

Charge.

Vor-

und

Zuname.

Jetziges Verhältniß- Geburtstag
und

Jahr.

Geburtsort,

Kreis,

Z
'n'

beziehungsweise
der bestandenen

Vorprüfung-

Aufenthaltsort-
Provinz,

Bundesstaat.

5- März 1895. Feldwebel- Karl Wilhelm
Frobe.

Eisenbahn - Büreau-
diätar.

Bromberg-

4 . Juni 1860. Potsdam.
Potsdam-

Brandenburg.
Preußen.

2. 1 . April 1895. Sergeant- Peter Albert
Mai.

Sergeant
im

Grenadier - Regiment
König Friedrich I.
(4 . Ostpreußisches)

Nr . 5.

Danzig.

1. Juli 1859. Praust.
Danzig.

Westpreußen.
Preußen.







Dienstzeit
Datum

und
Nummer

des Civil-

versorgungs-
scheins.

Kautivns-

fähig

bis zum

Betrage
von

Mark.

Besondere

Wünsche in

Bezug auf
die

Anstellung.

Ob und

für welche
Stellen

desselben Ge¬
schäftsbereichs
der Anwärter

notirt ist.

Behörde,
bei welcher der

Anwärter

etatsmäßig
angestellt ist.

Datum der

Anstellung.

Bemerkungen.

(Datum der

Wiederholung der

Meldung .^

im Militär im Civil

von
bis

Jahr.
von
bis Jahr.

1. October
1881
bis

1. Juli
18S4.

12°/l2 1. Oktober
1893.

III . 88/93.

1 000 Eisenbahn-
direction

Bromberg.

I . Juni
1895.

1. October
1880.

14V2 1. October
1892.

I . 50/92.

1000 Kanzlei¬
dienst.
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(Behörde.)

Nachmessung
einer(von)

Vakanz (en) in den für Militäranwärter vorbehaltenen Stellen.

Anlage 4
(zu 8. 12 ).

1. 2. 3. 4. 5. 6. ' 7. 8. 9. 10.

Nr.

Die Vakanz tritt ein: Nähere
Bezeich¬

nung
der

Stelle.

Bezeichnung
der

Anforderun¬
gen. welche

an die
Bewerber

gestellt
werden.

Dauer
der

etwa der
Anstellung

voran¬
gehenden
Probezeit.

Die
Anstellung

erfolgt:
a) auf Lebens¬

zeit,
b) auf Kündi¬

gung,
o) in wider¬

ruflicher
Weise.

Betrag
der zu

bestellenden
Kaution

und ob die¬
selbe durch
Gehalts¬

abzüge ge¬
deckt werden

kann.

Ein¬
kommen

der
Stelle.

Angabe,
ob Aussicht

auf
Verbesse¬
rungen

vorhanden.

Be¬
merkungen.

wann? wo?
bei

welcher
Be¬

hörde?

N., den tcn 18. (Unterschrift.)

Abgesandt:
Eingegangen:







Anlage 5 (Behörde,)
(zu §. 17),

Nachmessung
der

für Militäranwärter vorbehaltenen Stellen , welche im Laufe des . Vierteljahrs
18 . besetzt worden find.

Probeweise *)

besetzte
Stellen,

Wirklich besetzte Stellen,
und zwar durch

Nummer Datum

der

Vakanzen-
Nach-

weisung.

Ort. nicht
etatsmäßige etatsmäßige des Civil-

Versorgungs¬
scheins.

der
Anstellungs¬
bescheinigung.

Bemer¬

kungen.

Anstellung.

k. Anstellungen von Militäranwärtern.
I . In Stellen, welche durch die Bakanzenliste veröffentlicht sind.

kl. Stadtsekretär
kl X.

— — IX . 78/90, — 5. 3. 95.

M. — Schuldiener
kl. X.

— XI . 68/93. — 4. 4. 95.

II. In Stellen, welche nicht durch die Vakanzenlifte veröffentlicht ind.

8. Materialien¬
verwalter

kl. kl.

I . 3/92.

L. Kanzlist
X. kl.

III . 5/94.

0. — Bauaufseher
X. X.

— — II . 5/91. —

k. Anstellungen von Civilanwärtern.
l . Weil sich überhaupt keine Militäranwärter gemeldet haben.

L Registrator
X. X.

— — — — 11. 1. 95.

L. — Hülfsbote
X. X,

— — — 5. 3. 95,

II . Weil sich keine geeigneten Militäranwärter gemeldet haben.
Gasanstalts¬

inspektor
X. X.

4, 4. 95.

X,. den . ten. 18. (Unterschrift.)

*) Probeweise Anstellung und Probedienstleistung,



Erläuterungen
zu

den Grundsätzen, betreffend die Besetzung der Subaltern- und Unterbeamtenstellen bei den Kommunal¬
behörden re. mit Militäranwärtern.

i.
11.

m.

IV.

V.

Zu Z. 1. Der Civilversorgungsschein giebt dem Inhaber kein Recht auf eine bestimmte Dienststelle.
Zu Z. 4. 1. Unter „Büreauvorstehern" werden diejenigen Subalternbeamten verstanden, welche an die Spitze

eines Büreanorganismus gestellt sind. Die Vorsteher einzelner Büreauabtheilungen fallen nicht
unter den Begriff. Ebensowenig ist die einem Beamten zustehende Amtsbezeichnung maßgebend;
vielmehr sind hier sowohl, wie überhaupt für die Stellenklassifikation nach den M. 3 und 4,
die dienstlichen Obliegenheiten der Stelleninhaber allein entscheidend.

2. Bei Berechnung der Zahl der den Militäranwärtern vorzubehaltenden Stellen sind diejenigen
Stellen nicht in Betracht zu ziehen, bezüglich welcher den Anstellungsbehörden freie Hand ge¬
lassen ist.

Zu Z. 6. Unter einer „Klasse" ist die Gesammtheit der in einer Verwaltung beschäftigten Beamten zu ver¬
stehen, deren dienstliche Obliegenheiten ihrer Natur nach im Wesentlichen dieselben sind.
Zu Z. 7. In die anzulegenden Verzeichnisse sind auch die nur im Wege des Anfrückens erreichbaren Stellen
aufzunehmen; dagegen brauchen Stellen, deren Inhaber — wenn sie auch in Pflicht genommen sein sollten—
ihr Einkommen nicht unmittelbar aus der Kommunal- rc. Kasse beziehen(Privatgehülfen), nicht ausgenommen
zu werden.

Die Verzeichnisse werden den Militärbehörden auf Wunsch mitzutheilen sein.
Zu Z. 8. Die Bestimmung unter Ziffer 5 soll den Kommnnalbehörden rc. die Möglichkeit gewähren, solche
Personen, welche zur ferneren Verrichtung eines vielleicht anstrengenden Dienstes unfähig, oder welche ent¬
behrlich geworden sind, desgleichen solche Beamte, welche bereits in den Ruhestand versetzt sind, in anderen
Stellen noch zu verwenden, die an sich mit Militäranwärtern zu besetzen sein würden. Diese Befugniß
erstreckt sich in ihrem ersten Theile, wie der Ausdruck„Bedienstete" andentet, auch auf die vermöge Privat-
vcrtrags zu dauernder Beschäftigung im Kommunal- rc. Dienste angenommenen Personen.







193

VI . Zu § . 10 . Die Anstellnngsbehörden werden durch die Laudesregierungeu bezeichnet . Diesen soll unbenommen
sein , Zentralstellen einzurichten , an welche sämmtliche Bewerbungen ausschließlich zu richten sind , welchen die
Anstellungsbehörden die zu besetzenden Stellen mitzntheilen haben und welche den Anstellnngsbehörden die in
Betracht zu ziehenden Bewerbungen mittheilen.

Unter „etatsmäßigen Stellen " , mit deren Erlangung die Befugniß zu weiteren Bewerbungen gemäß dem
letzten Absatz erlöschen soll , sind auch Stellen im Reichs - oder im Staatsdienste sowie im Dienste von Privat-
Eisenbahngesellschasten , denen die Verpflichtung zur Anstellung von Militäranwärtcrn auferlegt worden ist,
zu verstehen . Umgekehrt erlischt die Berechtigung zur Bewerbung um eine Stelle im Reichs - oder im Staats¬
dienst im Sinne des tz. 13 der Grundsätze für die Besetzung der Subaltern - und Unterbeamtenstellen bei den
Reichs - und Staatsbehörden mit Militüranwärtern (Central -Blatt von 1882 S . 123 ) auch durch die Erlangung
einer etatsmäßigen Stelle im Kommunal - re . Dienste . Sowohl hinsichtlich des Reichs - und Staatsdienstes
als auch hinsichtlich des Kommunal - rc . Dienstes handelt es sich hier nur um solche etatsmäßige Stellen,
welche „ Anspruch oder Aussicht auf Ruhegehalt oder dauernde Unterstützung " gewähren . Auch ist voraus¬
gesetzt , daß die etatsmäßige Anstellung endgültig erfolgt ist . Während der Probedienstleistung oder der An¬
stellung ans Probe besteht die Berechtigung zu Bewerbungen fort.

VII . Zu K. 11 Abs . 2 . Innerhalb jeder der beiden Klassen der civilversorgungsberechtigten Stellenanwärter (vergl.
Anmerkung 2 zu Anlage 2 ) ist bei der Einberufung die Reihenfolge in der Bewerberliste in Betracht zu
ziehen . Die Anstellnngsbehörden sind jedoch nicht unbedingt an die Jnnehaltung der Reihenfolge gebunden,
sondern zu Abweichungen innerhalb jeder dieser beiden Anwärterklnssen berechtigt , sofern diese Abweichungen
nach ihrem pflichtmäßigen Ermessen durch dienstliche Rücksichten bedingt werden.

VIII . Zu Z. 12 . Gemäß Abs . 1 bedarf es der Einreichung einer Nachweisung nicht , wenn die Wiederbesetznng der
Stelle durch einen Militäranwärter erfolgt , dessen Bewerbung schon vorlag . Jedoch ist die Einreichung nach¬
zuholen , wenn die Stelle einem solchen Bewerber wegen ungenügender Befähigung (Z. 15 ) oder aus sonstigen
Gründen nicht übertragen wird.

IX . Zu Z. 14 Abs . 1 . Bei Besetzung der den Militäranwärtern ausschließlich oder zum Theil vorbehaltenen
Stellen , welche nur im Wege des Aufrückens erreicht werden können , dürfen bei sonst gleichen Voraussetzungen
hinsichtlich der Qualifikation ehemalige Militäranwärter hinter anderen Angestellten nicht zurückgesetzt werden.

X . Zu Z. 20 . Es handelt sich hier nicht um erworbene Rechtsansprüche , sondern um Anwartschaften ; so soll
insbesondere ein erworbener Anspruch dann als vorhanden angenommen werden , wenn für gewisfe Dienst¬
zweige die Prüfung bestanden oder der Vorbereitungsdienst zum größeren Theile zurückgelegt ist.
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